
• t uster-) Satzung j ^^NrLN 

^ -5JEZ.1978 

derGameinde 

über die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau von 

Erschiießurigsanlagen (Ausbaubeiträgen) 

29. Nov, 1978 
Vom.... 

Der Gemeinderat hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz vom 14. Dezember 1973 

(GVBI. S. 419, BS 2020-1), zuletzt geändert durch Landesgesetz vorn .?..!.*.9.?..'J.3JA. :. 

(GVBI. S. ...!..: ) sowie des § 1 Abs. 1 Abs. 4 und der §§ 2 und 8 des Kornmunalabgabengesetzes für 

Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 2. September 1977 (GVBI. S. 306, BS 610-10), zuletzt geändert durch 

Landesgesetz vom !.. (GVBI. S '... ) die folgende Satzung 

beschlossen, die-nach Genehmigung durch dieSSiffl^6|-s?'ö?^<?Kreisverwaltung1) ^.®? 
in Bad Ems ? 3<Mot/ 497-? 2, ■. ■ -., , ' M .* 

vom &..?...J.".."..!!.:. L/..0 2) - hiermit bekanntgemacht wird: 

§1 

Erhebung des Ausbaubeitragas 

(1) Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für den Ausbau der in § 127 Abs. 2 des Bundes-

baugesetzes (BBauG) bezeichneten Erschließungsanlagen erhebt die Gemeinde von den Grundstückseigentümern 

und Erbbauberechtigten, denen diese Einrichtungen besondere Vorteile bringen, Ausbaubeiträge nach den 

folgenden Vorschriften. 

(2) Zum Ausbau im Sinne dieser Satzung gehören alle Maßnahmen, die der Erneuerung, der Erweiterung und 

der Verbesserung von Erschließungsanlagen dienen (Ausbaumaßnahmen). Es sind zu verstehen unter 

1. „Erneuerung" 

die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise unbrauchbaren, abgenutzten oder schadhaften 

Anlage in einen dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand, 

2. ,,Erweiterung" 

jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anlage oder deren Ergänzung durch weitere Teile, 

3. „Verbesserung" 

alle Maßnahmen zur Hebung der Beschaffenheit und Leistungsfähigkeit einer Anlage. 

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Erschließungsanlagen, soweit diese 

nicht beitragsfähig nach den §§ 127 ff. BBauG sind.3) 

(4) Zum Ausbau gehört nicht die Unterhaltung einer Erschließungsanlage. Zur Unterhaltung zählen diejenigen 

Maßnahmen, die nur der Erhaltung des ordnungsgemäßen verkehrssicheren Zustandes dienen. 

(5) Sobaid die Gemeinde entschieden hat, eine Ausbaumaßnahme im Sinne dieser Satzung, die die Erhebung von 

Beiträgen zur Folge hat, durchzuführen, teiit die Gemeindeverwaltung dies unverzüglich den Personen, die als 

Beitragsschuldner voraussichtlich in Betracht kommen, schriftlich mit und weist darauf hin, daß sie mit der Zahlung 

von Beiträgen zu rechnen haben. Zugleich teilt sie mit, wann und wo in diese Satzung und in die Planunterlagen, 

die den Ausschreibungen zugrunde gelegt werden sollen, Einblick genommen werden kann. Die Bestimmungen 

dieses Absatzes haben keine rechtsbegründende Wirkung. 

') Unzutreffendes weglassen. 

3) Nur einsetzen, wenn infolge Abweichens von der Mustersatzung Genehmigungsp'ücht besteht. 

J) Diese Bestimmung ist insbssonders anwendbar bei einer funktionsändemdon Herstellung einer Erschlteßungsan'age, z. 8. einer Fußgängerzone. Der Absatz Kann 

I weggelassen werden, ohne daß damit Genehmigungspfücht eintritt. 












